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KURZMELDUNGEN

Schoggitaler
2011
BerN | Der Erlös der Schog-
gitaler-Aktion 2011 wird für
die Sicherung und den
Schutz von Waldreservaten
in der Schweiz verwendet.
Daneben unterstützt die ta-
ler-Aktion weitere Aktivitä-
ten des Schweizer Heimat-
schutzes und von Pro Natu-
ra. Der Verkauf der traditi-
onsreichen Schoggitaler aus
Schweizer Biovollmilch so-
wie kakao aus fairem Han-
del startet gemäss einem
Communiqué vom Montag
im September. Schulkinder
werden in der Deutsch-
schweiz und in der Roman-
die vom 7. bis 17. September
sowie im tessin vom 17. bis
24. September die goldenen
taler verkaufen. Von jedem
verkauften taler fliessen 50
Rappen in die klassenkasse
als Dankeschön für den Ein-
satz der kinder für den Na-
tur- und Heimatschutz. | sda

raser-Prozess
BaSel | Am Basler Strafge-
richt hat am Montag der Pro-
zess gegen den Verursacher
des tödlichen Verkehrsun-
falls im «Gundeli» im No-
vember 2008 begonnen.
Der Angeklagte konnte sich
an die Unfallfahrt kaum noch
erinnern und sagte, er habe
das andere Auto nie gese-
hen. Vor Gericht steht ein
heute 24-jähriger Schweizer
wegen vorsätzlicher tötung,
mehrfacher versuchter vor-
sätzlicher tötung und weite-
rer Delikte. Er lenkte das Au-
to, das am 29. November
2008 um 1.00 Uhr früh mit
rund 100 Stundenkilome-
tern seitlich in ein korrekt
auf eine kreuzung fahrendes
Auto fuhr. Dabei kam ein
Mann ums Leben. | sda

angehörige
stark belastet
BellINzoNa | Im tessin wen-
den Angehörige deutlich
mehr Zeit für die Pflege von
Angehörigen auf als in ande-
ren teilen der Schweiz. Dies
geht aus dem Forschungs-
projekt AgeCare-SuisseLa -
tine hervor, das der Spitex
Verband Schweiz am Mon-
tag veröffentlicht hat.
Pflegende Partnerinnen
oder Partner investieren in
der italienischen Schweiz
durchschnittlich 138,2
Stunden pro Woche in die
Betreuung von Angehöri-
gen. Sind es töchter oder
Söhne, die ihre Eltern 
pflegen, liegt der Aufwand
im Durchschnitt bei 
95,4 Stunden. | sda

Historische
Wiese öffnen
BerN | Die SVP möchte das
Rütli auch für Parteianlässe
nutzen können. Parteipräsi-
dent toni Brunner will mit
den anderen Parteien das
Gespräch suchen und sich
dafür einsetzen, dass die
Wiese auch politischen Par-
teien zur Verfügung steht.
Die Schweizerische Gemein-
nützige Gesellschaft (SGG)
verweigert den Parteien seit
Jahrzehnten die Nutzung
der Stätte, an der die Eidge-
nossen 1291 den Rütli-
Schwur geleistet haben 
sollen. | sda

Bern | Verband swisscleantech fordert die Förderung neuer Technologien

«Zeit für die Energiewende»
Nicht die ganze Wirt-
schaft stemmt sich gegen
Atomausstieg und CO2-Re-
duktion. Im Wirtschafts-
verband swisscleantech
kämpfen über 200 Unter-
nehmen aus Industrie,
Stromversorgung und
Umwelttechnologie für
die Energiewende. 

Für sie ist eine nachhaltige
Energiepolitik nicht nur das po-
litische Diktat der Stunde, son-
dern auch eine wirtschaftliche
Chance. Vor 150 Jahren sei die
Schweiz arm gewesen, sagte
Bertrand Piccard, Präsident des
Patronatskomitees von swiss-
cleantech, am Montag vor den
Medien in Bern. Dank der Visio-
nen einiger Pioniere sei sie 30
Jahre später ein reiches Land ge-
wesen. «Auch heute müssen
wir wieder eine solche Wahl
treffen», sagte der Solarpionier.
Im Gang sei nichts weniger als
eine neue Industrierevolution.
«Wenn wir reich bleiben wol-
len, müssen wir mitmachen»,
ist Piccard überzeugt. Die ganze
Welt werde in Zukunft Clean-
tech-Produkte brauchen.
«Wenn wir sie nicht verkaufen,
verkauft sie jemand anders.»

Billigstromstrategie 
am Ende
Motor der Energiewende ist ge-
mäss der am Montag vorgestell-
ten «Cleantech Energiestrate-
gie» die Vollkostenrechnung.
Wenn man alle Kosten einbezie-
he, seien weder die Atomkraft
noch fossile Energieträger wirt-
schaftlich, sagte Verbandspräsi-
dent Nick Beglinger. «Die Zeit
der Billigstromstrategie ist zu
Ende.» Einen alternativen An-
satz, der sowohl der Wirt-
schaft, der Schweizer Volks-
wirtschaft wie auch der Um-
welt zugute kommt, zeigt der

Wirtschaftsverband in einem
neuen Strategiepapier auf.
Energieträger sollen ihre tat-
sächlichen Kosten decken, was
Strom und fossile Brennstoffe
20 bis 30 Prozent verteuern
würde. Mit dem Geld sollen
aber nicht etwa Klimaprojekte
oder eine angemessene Versi-
cherungsdeckung für AKW-Un-
fälle bezahlt werden. Die Mittel
fliessen gemäss der swissclean-
tech-Strategie in erneuerbare
Energien, Energieeffizienz und
intelligente Stromnetze. Be-
glinger ist überzeugt, dass da-
von die ganze Schweizer Wirt-
schaft profitieren könnte.

«Umweltfreundlich 
und reich»
Heute werde das in der Schweiz
verdiente Geld in Saudi-Arabien
oder Kasachstan für fossile
Brennstoffe ausgegeben. In der
Schweiz eingesetzt, könnte es
zu einem Aufschwung und zu
vielen neuen Arbeitsplätzen
führen. «Wir wollen umwelt-
freundlich und reich werden»,
bringt Christian Zeyer, Haupt-
autor des Strategiepapiers, die
Stossrichtung auf den Punkt.
Auch Pavatex-Chef Martin Bret-
tenthaler ist vom Cleantech-
Weg überzeugt. Das Unterneh-
men stellt heute vor allem
Dämmplatten für Gebäude her.
Zudem hat Pavatex in den letz-
ten Jahren CO2-Ausstoss und
Energieverbrauch drastisch re-
duziert. Dazu hätten allein wirt-
schaftliche Gründe geführt,
sagte Brettenthaler: «Wir haben
erkannt, dass die Welt in Rich-
tung Cleantech geht.» Erkannt
haben dies auch die sieben nam-
haften Stromversorger und
Energieunternehmen, die Mit-
glied von swisscleantech sind.
Dazu gehören die Kraftwerke
Oberhasli (KWO), Axpo-Mitbe-
sitzerin EKZ (Elektrizitätswerke

des Kantons Zürich) oder Ro-
mande Energie, die Anteile an
Leibstadt und Gösgen hält.

Politik am Zug
Von der Politik erwartet swiss-
cleantech klare Signale. «Die
Zeit zum Debattieren ist vor-
bei», so Zeyer. Unternehmen
brauchten jetzt langfristig plan-
bare und konkrete Rahmenbe-
dingungen. Dazu gehört für
swisscleantech auch eine vorü-
bergehende Stützung energie-
intensiver Unternehmen.
Wenn diese Industrien ins Aus-
land abwanderten, sei nieman-
dem gedient, sagte Piccard.
 Cleantech könnte ohnehin bald
ganz oben auf der politischen
Agenda stehen. Die SP sammelt

derzeit Unterschriften für ihre
Initiative, die bis 2030 die weit-
gehende Umstellung auf erneu-
erbare Energien verlangt. Auch
die SP erhofft sich davon einen

Wachstumsschub für die Wirt-
schaft und 100000 neue Ar-
beitsplätze. Swisscleantech un-
terstützt die Initiative laut Beg -
linger nicht. | sda

Neue Technologien fördern: Solarpionier Bertrand Piccard (rechts, mit Nationalrat 
Hodgers) spricht sich für den Umstieg aus. Foto kEyStoNE

Am 6. Juni 1971 sind an
einem eidgenössischen
Abstimmungssonntag
erstmals auch die Frauen
an die Urnen gegangen.
Am 6. Juni 2011 – am
Montag – hat der Bundes-
rat dieses 40-Jahr-Jubilä-
um in Bern festlich be-
gangen.

An dem Anlass wurde der Kämp-
fe gedacht, die zur Erreichung
des Frauenstimmrechts nötig
waren. Hierzu gab es einen fil-
mischen Rückblick in ein halbes
Jahrhundert Frauengeschichte.
Bundespräsidentin Micheline
Calmy-Rey und Bundeskanzle-
rin Corina Casanova würdigten
nationale Politikerinnen und
Vorkämpferinnen, die sich um
das Frauenstimmrecht verdient
gemacht haben. Am Festakt er-
wiesen zudem die Bundesrätin-
nen Doris Leuthard, Simonetta
Sommaruga, Eveline Widmer-
Schlumpf und Bundesrat Jo-
hann Schneider-Ammann den
Pionierinnen des Frauenstimm-
rechts die Ehre. Bei der Salärge-
rechtigkeit zwischen Mann und
Frau gebe es noch viel zu tun, er-
klärte Bundesrätin Leuthard vor
den Parlamentariern sowie wei-
teren Gästen aus Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft. Bundes-

rat Schneider-Ammann sagte,
Frauen und Männer seien heut-
zutage gleich gut ausgebildet, es
sei nur richtig, dass die Frauen
mehr und mehr Einzug in die
Chefetagen hielten. Die Schweiz
war weltweit eines der letzten
Länder, die den Frauen die glei-
chen politischen Rechte zuge-
standen wie den Männern. Am
7. Februar 1971 stimmten 65,7
Prozent der Männer der Einfüh-
rung des Frauenstimmrechts zu.
Elf Jahre zuvor, 1959, war die
gleiche Vorlage mit einer Zwei-
drittelmehrheit abgelehnt wor-
den. Am 6. Juni 1971 stimmten
die Schweizer Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger erstmals

gemeinsam über zwei eidgenös-
sische Vorlagen ab: die Bundes-
beschlüsse betreffend den
«Schutz des Menschen und sei-
ner natürlichen Umwelt gegen
schädliche oder lästige Einwir-
kungen» und die «Weiterfüh-
rung der Finanzordnung des
Bundes». «Das Frauenstimm-
und -wahlrecht war gleichsam
der Grundstein für eine konkre-
te Gleichstellungspolitik der
Schweiz», erklärte Bundespräsi-
dentin Calmy-Rey am Montag an
der Feier in Bern. «Vieles, das die
Pionierinnen hart erkämpfen
mussten, ist heute für die jun-
gen Frauen selbstverständlich
geworden.» | sda

Bern | 40 Jahre Frauenstimmrecht

«Es bleibt viel zu tun»

In Feierlaune: Sommaruga, Schneider-Ammann, Calmy-Rey 
und Leuthard im Bernerhof. Foto kEyStoNE

Bern | Häusliche Gewalt 

Migrantinnen können
kaum entrinnen
Migrantinnen können
häuslicher Gewalt oft
kaum entrinnen. Die Ge-
setzeslage in der Schweiz
sei unzureichend.

Der am Montag in Bern vorge-
stellte Bericht «Häusliche Ge-
walt und Migrantinnen» zeigt
anhand von sieben Einzelfäl-
len auf, mit welchen Schwie-
rigkeiten Migrantinnen, die
sich aus einer gewaltsamen
Ehe lösen möchten, konfron-

tiert sind, wie Claudia Duba-
cher, SBAA-Geschäftsleiterin
und Mitautorin des Berichts,
erklärte. Nachgezogene Mi-
grantinnen verfügten über
keine eigenständige Aufent-
haltsbewilligung – diese sei in
den ersten drei Jahren an das
Bestehen der Ehegemein-
schaft geknüpft. Wage es eine
Frau, sich aus einer Gewaltbe-
ziehung zu lösen, riskiere sie,
ihre Aufenthaltsbewilligung
zu verlieren. | sda

Bern | Neue Spitalfinanzierung

Keine neue Regelung
Der Bundesrat lehnt zu-
sätzliche Übergangsbe-
stimmungen bei der Spi-
talfinanzierung ab. 

Die Ständeratskommission hat-
te mit den Bestimmungen ver-
hindern wollen, dass die neue
Finanzierung über Fallpauscha-
len zu einem Prämienschub
führt. Der Bundesrat stimmt
darin zwar mit der Kommis-
sion für soziale Sicherheit und 

Gesundheit des Ständerates 
(SGK-S) überein, wie er am Mon-
tag in seiner Stellungnahme
schreibt. Die Spitalfinanzierung
dürfe nicht zu ungerechtfertig-
ten Mehrkosten für die Kran-
kenversicherung führen. Der
Prämienschub müsse aber mit
den bestehenden Regelungen
verhindert werden. Der Bundes-
rat will dabei insbesondere die
Tarifpartner und auch die Kan-
tone in die Pflicht nehmen. | sda

Auch der Bundesrat möchte die Wirtschaft auf grün trimmen.
Dank einem Masterplan soll die Schweiz bis 2020 nachhaltig
und zugleich Weltspitze in Sachen Cleantech sein. Angestossen
wurde die Initiative vom ehemaligen Umweltminister Moritz
Leuenberger und seiner Nachfolgerin, der damaligen Volkswirt-
schaftsministerin Doris Leuthard. 

Sie orteten in der grünen Wirtschaft ein enormes Potenzial:
 Cleantech soll bis 2020 weltweit ein Marktvolumen von 2,2 Bil-
lionen Euro haben. Die Schweiz hat den Anschluss an diesen
Markt in den letzten Jahren zusehends verloren. Das soll sich
mit dem Masterplan ändern. Der Bundesrat schlägt darin 50
Massnahmen vor, darunter Produktinformationen und steuer-
liche Anreize. 

Auch der Bundesrat setzt auf Cleantech


